
Richter am Europäischen Gerichtshof

Toter Barschel im Genfer Hotel Beau-Rivage
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B a r s c h e l - T o d

War es doch Mord?
Im Fall Barschelermittelt die LübeckerStaatsanwaltscha
jetzt wegenMordverdachts. Grundlage für das Verfahren
ein Gutachten des ZürcherToxikologenHans Brandenber
ger. In einer Expertise war der emeritierteProfessor zu dem
Ergebnis gekommen, es sei „sehrunwahrscheinlich“, daß de
frühereschleswig-holsteinischeMinisterpräsident Uwe Bar
schel (CDU) „noch handlungsfähig war“, als eintödliches
Medikament namensCyclobarbital in seinenKörpergelang-
te. Brandenbergers These:Barschel sei von dreivergleichs-
weiseharmlosen Arzneimittelwirkstoffen sobetäubtgewe-
sen, daß er das starkeSchlafmittel wahrscheinlich nichtmehr
selbsthabeschluckenkönnen.
Bislang ging dieLübecker Staatsanwaltschaft vom Selb
mord desCDU-Politikers aus. Ein MünchnerToxikologe war
in einer Expertise zu demSchlußgekommen, daß „gesicherte
Annahmen über dieReihenfolge derAufnahme derWirk-
stoffe nicht möglich“ seien. DerZürcher Wissenschaftle
Brandenberger hatte im MaidiesesJahres ein Gutachtenvor-
gelegt, dasneueZweifel an der Selbstmordtheseweckte. Da
noch Fragenoffen seien, hält dieLübecker Staatsanwalt
schaft „umfangreichezusätzliche wissenschaftlicheUntersu-
chungen“ für erforderlich.
Der ehemaligeschleswig-holsteinischeMinisterpräsiden
war am 11. Oktober1987 tot ineiner Badewanne desGenfer
Hotels Beau-Rivage aufgefundenworden.SiebenJahrelang
bemühtensich dieGenfer und LübeckerStaatsanwaltscha
ten vergebens, die genauenUmständeseinesTodesaufzuklä-
ren – Anlaß fürzahlreicheobskure Mordtheorien.
DER SPIEGEL 52/1994
t

Bei der Suche nach angeblichenMördern undMotiven wur-
de über Drogenhändler undWaffenschieber spekuliert, m
denenBarschelpaktiert habensoll. Beweisedafür gab es
bislangnicht.
Vor wenigen Wochenhatte derBundesnachrichtendien
(BND) der LübeckerStaatsanwaltschaft in einemvertrauli-
chen Bericht mitgeteilt, es gebe Hinweise auf eineVerwick-
lung der Stasi in den Tod desPolitikers.Alte Erkenntnisse
verdienten „möglicherweise mehr Beachtung, alsihnen
nach Aufkommensart, Inhalt undBewertung seitens de
Bundesnachrichtendienstes geschenkt“ wordensei. Bewei-
se für eineStasi-Verwicklunghatte aberauch der BND
nicht.
F r a u e n q u o t e

Verstoß gegen
EU-Recht?
Der Europäische Gerichtsh
in Luxemburgwird entschei-
den, ob die ineinigen Bun-
desländern geltende Fraue
quote für den öffentlichen
Dienst mitEU-Rechtverein-
bar ist. Anlaß ist die Klage
eines Bremer Gartenbau-In
genieurs gegen die bevorzu
te Beförderung einergleich
qualifiziertenFrau. Beieiner
ersten Verhandlung in Lu
xemburg erklärte die EU
Kommission, die Quotenre-
gelung widerspreche als n
tionale Maßnahme zurFör-
derung der Chancengleich
heit nicht der europäische

Gleichbehandlungsvor-
schrift. Die britische Regie
rung dagegen hält dieQuo-
tenregelung für einen unve
hältnismäßigen Weg. Das
Ziel der Gleichbehandlun
könnenicht durch die Bevor
zugung eines Geschlechts
reicht werden.Sollte der Eu-
ropäische Gerichtshof im
Sinne der Briten entschei-
den, müßten diedeutschen
Bundesländer die Fraue
quote imöffentlichenDienst
wieder abschaffen.
R e c h t s e x t r e m e

Tips für
Sabotage
In dem rechtsextremistische
Computermagazin Thule-
Journal rufen Neonazis au
autonomen rechtenGruppen
kaum verklausuliert zu Com
putersabotage und-spionage
auf. Unter derParole „Lern
vom Nikolaus undraub das
Kaufhaus aus“gibt einAutor
mit dem Pseudonym „Prin
Eisenherz“Tips für Manipu-
lationen an Kreditkarten un
für unbefugte Nutzung vo
Daten. Gegen Täter, die i
Datennetze eindringen, se
die Beweisführung „reine
Glückssache“, schreibt de
rechte Computerexperte
Das Magazin gibtauch Tips,
wie Computervirenwomög-
lich in staatliche Datenban-
ken einzuschleusen sind. D
geschehe bisweilen „aus re
ner Zerstörungswut“. Als
„nahezu problemlos“ emp
fiehlt der Rechtsautonom
„das Anzapfen von Compu
tern via Antenne“.
F i n a n z a u s g l e i c h

Teure
Entscheidung
Der frühere hessische Fi
nanzminister Manfred Kan-
ther (CDU), heuteInnenmi-
nister in Bonn, mußeine für
sein Heimatland teureFehl-
entscheidung verantworten.
Kanther hattesich 1990 ge-
weigert, einer Tochterfirm
der Deutschen Banknach ei-
ner Großtransaktion 948Mil-
lionen Mark an Körper-
schaftsteuer zuerstatten. Be
gründung: Die Firmahabe
zwar ihren Sitz in Hessen, se
aber im Handelsregister in
Düsseldorf eingetragen,also
D E U T S C H L A N D
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